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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Der Nationalrat lehnte eine Motion Freysinger (svp, VS) ab, welche die Abschaffung der
Visumspflicht für Taiwan-Chinesen verlangt hatte, überwies aber gegen den Willen des
Bundesrates eine Motion Darbellay (cvp, VS; Mo. 04.3047) zur erleichterten Einreise für
chinesische Touristen mit einem Schengen-Visum. Im Ständerat obsiegten
Sicherheitsüberlegungen gegenüber den Interessen des Tourismusgewerbes:
Schengen-Visa würden oft gefälscht, ganze Reisegruppen tauchten in der EU unter, die
Schweiz habe mit China keine Rückübernahmeabkommen geschlossen und solange sie
dem Schengen-Raum nicht angehöre, seien EU-Einreisesperren für die Schweizer
Behörden gar nicht erkennbar. 1

MOTION
DATUM: 13.06.2005
MAGDALENA BERNATH

National- und Ständerat stimmten im Berichtsjahr einer Vorlage zur Einführung
biometrischer Ausländerausweise zu. Beide Kammern hiessen dabei den Entwurf des
Bundesrates unverändert gut. Mit der Revision des Ausländergesetzes und des
Bundesgesetzes über das Informationssystem für den Ausländer- und den Asylbereich
wird eine Verordnung der EU umgesetzt, welche die Schweiz aufgrund des Schengen-
Abkommens übernehmen muss. Die Ausländerausweise enthalten künftig einen
Datenchip mit einem Gesichtsbild und zwei Fingerabdrücken. Die biometrischen Daten
werden während fünf Jahren im zentralen Migrationsinformationssystem (ZEMIS)
gespeichert. Im Dezember verabschiedete der Bundesrat auch die erforderlichen
Anpassungen auf Verordnungsstufe. 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 03.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Asylpolitik

Im Juni beschloss die EG in Dublin das europäische Erstasylabkommen, welches
Asylsuchenden verunmöglichen soll, in mehr als einem Staat um Asyl nachzusuchen. Die
Schweiz hatte schon im Vorfeld des Vertragsabschlusses ihr Interesse bekundet, diesem
Abkommen beizutreten. Im Rahmen des Europarates legte der Bundesrat, der sich von
einer engeren europäischen Zusammenarbeit eine Reduktion der Asylgesuche um rund
20% verspricht, denn auch schon ein Konzept für einen europäischen
Asyldatenaustausch vor.
Die Hilfswerke stehen diesen Bemühungen um ein verstärktes polizeiliches
Zusammengehen kritisch gegenüber. Sie bemängeln am Erstasylabkommen unter
anderem das Fehlen einer überstaatlichen Kontrolle, ungenügenden Datenschutz und
die geringe Rücksichtnahme auf die persönlichen Verhältnisse der Asylsuchenden. Die
Frage, ob sie bei einem Beitritt der Schweiz das Referendum ergreifen würden,
mochten sie nicht abschliessend beantworten. 3

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 12.11.1990
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat überwies praktisch diskussionslos eine Motion Huber (cvp, AG) für einen
schweizerischen Beitritt zum europäischen Erstasylabkommen. Bis im nächsten Jahr
soll klar sein, in welcher Form sich die Schweiz an diesem Abkommen der EG-Staaten
beteiligen kann. Ein formeller Beitritt sei allerdings kaum möglich, hiess es anfangs
Dezember an der EG-Konferenz für Asylfragen. Dagegen ist für Brüssel eine Beteiligung
über einen separaten Vertrag denkbar. 4

MOTION
DATUM: 03.10.1991
MARIANNE BENTELI

Bei der europäischen Koordinierung des Asylwesens wurde der von Bundesrat Koller
schon lange gewünschte Durchbruch erzielt und den Efta-Staaten mit einem
Parallelabkommen der Zugang zum Erstasylabkommen der Europäischen Gemeinschaft
zugesagt. An der TREVI-Konferenz in Lissabon, an welcher die Schweiz nur
Beobachterstatus hatte, versuchte Koller, seinen europäischen Partnern die Idee einer
zentral verwalteten Datei der Fingerabdrücke von Asylbewerbern beliebt zu machen, für
welche die Schweizer Delegation auch gleich eine Machbarkeitsstudie vorlegte. Mit der
Erfassung aller Personendaten und der eindeutigen Identifizierung von Asylbewerbern
in einem einzigen Grosscomputer möchten die beteiligten Staaten Mehrfachgesuche

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 02.12.1992
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.23 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



von Asylsuchenden unterbinden. 5

Nach dem Ständerat überwies auch der Nationalrat eine Motion Huber (cvp, AG), welche
den Bundesrat auffordert, alle Anstrengungen zu unternehmen, damit die Schweiz dem
Erstasylabkommen der EG-Staaten beitreten kann. Da der Bundesrat seit Jahren auf
einen Beitritt zu diesem Abkommen hinarbeitet, bat der Vorsteher des EJPD den Rat
um Überweisung dieser Motion. Den Bedenken einer linken Kommissionsminderheit
wurde teilweise Rechnung getragen durch die Verabschiedung eines
Kommissionspostulates, das den Bundesrat einlädt, insbesondere im Bereich des
Datenschutzes alle Gesetzesänderungen vorzubereiten, die bei einer Ratifikation des
Erstasylabkommens vorausgesetzt werden müssen. 6

MOTION
DATUM: 07.06.1993
MARIANNE BENTELI

Bei einem Treffen mit den Innen- und Justizministern der EU in Luxemburg brachte
Bundesrat Koller erneut den Wunsch der Schweiz nach einem baldigen Abschluss einer
Parallelvereinbarung zum Dubliner Erstasylabkommen vor, obwohl die Konvention erst
von acht EU-Staaten ratifiziert und noch nicht in Kraft ist. Ein derartiges Abkommen
würde nach Auffassung des Bundesrates den administrativen Aufwand im Asylverfahren
wesentlich erleichtern und praktisch ausschliessen, dass die von der EU abgewiesenen
Asylbewerber ein Gesuch in der Schweiz stellen. Laut Koller könnte sich damit die Zahl
der Asylgesuche um bis zu 15% verringern. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.1994
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der Asylgesuche stieg 1997 nach Jahren der relativen Beruhigung wieder stark
an, nämlich von 18 000 Gesuchen 1996 auf knapp 24 000, was aber nach wie vor weit
unter den dramatischen Verhältnissen der Jahre 1990 und 1991 mit 36 000 respektive
42 000 Gesuchen lag. Die Anerkennungsquote lag bei 12,5%. Als Erklärung für die
Zunahme der Asylgesuche wurde vom Bundesamt für Flüchtlinge der anhaltende
Zustrom Asylsuchender albanischer Herkunft geltend gemacht, die im internationalen
Vergleich grosszügige Behandlung der Asylsuchenden in der Schweiz sowie der
Umstand, dass die Schweiz nach Inkrafttreten des EU-Erstasylabkommens von Dublin
und des Schengener Abkommens gewissermassen als "Fluchtinsel" in Europa gilt und
entsprechend von Flüchtlingen und Schleppern angepeilt wird. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.01.1998
MARIANNE BENTELI

Ende Februar traf sich Bundesrat Koller mit Vertretern von Kantonen und Gemeinden,
um sich über die schwierige Lage im Asylbereich auszusprechen. Der Justizminister
räumte ein, dass die stark ansteigenden Asylbewerberzahlen, die Kriminalität einer
Minderheit und zunehmende Tätlichkeiten gegenüber Betreuern zu einem Problem
geworden seien. Seiner Ansicht nach werden aber die Möglichkeiten des geltenden
Rechts – insbesondere die Zwangsmassnahmen im Ausländerrecht –  nach wie vor
ungenügend ausgeschöpft. Den Kantonen und Gemeinden sicherte er zu, die Zahl der
Betreuerstellen weiter zu erhöhen, bat sie aber im Gegenzug, die Ausschaffungen
abgewiesener Asylbewerber und ihrer Familien konsequent zu vollziehen. Zudem
verwies er auf eine gemeinsame Arbeitsgruppe von Bund und Kantonen, die ein
eigentliches Massnahmenkonzept erstellen soll. Diese schlug dann vor, die
interkantonale Zusammenarbeit beim Vollzug von Wegweisungen zu
professionalisieren und zu institutionalisieren. Im Gegenzug versprachen die Kantone,
die vorhandenen Instrumente zur Durchsetzung von Wegweisungen einheitlicher zu
nutzen. Bundesrat Koller zeigte sich beim abschliessenden Treffen der Arbeitsgruppe
vor allem besorgt darüber, dass die Schweiz nicht Mitglied der EU-Abkommen von
Schengen und Dublin ist, weshalb sie bei einem länger andauernden Abseitsstehen in
Europa über kurz oder lang zu einer eigentlichen Fluchtinsel werde. 9

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 19.12.1998
MARIANNE BENTELI

Die liberale Fraktion im Nationalrat beantragte mit einer Motion, der Bundesrat solle
die schweizerische Flüchtlingspolitik und die Flüchtlingsaussenpolitik mit anderen
europäischen Staaten über die bereits bestehenden Vereinbarungen hinaus
koordinieren, insbesondere im Bereich der Ursachenbekämpfung von Flucht- und
Migrationsbewegungen. Der Bundesrat führte aus, die EU habe signalisiert, nach der
Genehmigung der bilateralen Abkommen mit der Schweiz dieser allenfalls eine
Parallelübereinkunft zur Dubliner Konvention (Erstasylabkommen) anbieten zu wollen.
Zudem bemühe sich die Schweiz, in anderen relevanten multilateralen Gremien
(Europarat, OSZE, UNHCR usw.) eine möglichst koordinierte Politik für diesen Bereich

MOTION
DATUM: 18.06.1999
MARIANNE BENTELI
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zu erreichen. Auf seinen Antrag wurde die Motion lediglich als Postulat überwiesen. 10

In der Frühjahrssession befasste sich der Ständerat als Erstrat mit der Übernahme der
EU-Richtlinie über gemeinsame Normen und Verfahren zur Rückführung illegal
anwesender Drittstaatsangehöriger. Als Schengen-Mitglied ist die Schweiz zum
Nachvollzug dieser Bestimmung verpflichtet und hat das Asyl- und Ausländerrecht
entsprechend anzupassen. Um die schweizerischen Gesetze mit der Richtlinie in
Einklang zu bringen, musste insbesondere die formlose Wegweisung durch ein
formelles Wegweisungsverfahren ersetzt und die Maximaldauer der Ausschaffungshaft
von 24 auf 18 Monate herabgesetzt werden. Der Ständerat folgte der Mehrheit seiner
Kommission und damit dem Vorschlag des Bundesrats. Der Nationalrat hingegen sprach
sich in der Sommersession mit 92 zu 51 Stimmen gegen die Verkürzung der
Ausschaffungshaft aus. Kurt Fluri (fdp, SO) forderte den Bundesrat auf, sich im
Schengen-Ausschuss dafür zu engagieren, dass die maximale Haftdauer auf 24 Monate
angehoben werde. Weiter nahm der Nationalrat an der Vorlage eine durch die
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts veranlasste Ergänzung vor, mit der
gesetzlich verankert wird, dass Asylsuchende nach einem Nichteintretensentscheid
nicht mehr sofort in einen Dublin-Staat zurückgeführt werden dürfen. In der
Differenzbereinigung hielt der Ständerat an der Verkürzung der Haftdauer auf 18
Monate fest. Bei der zweiten Differenz, der Frage der Rückführung in einen Dublin-
Staat beim Nichteintretensentscheid, schloss er sich mit 24 zu 11 Stimmen der grossen
Kammer an. Der Nationalrat bereinigte schliesslich auch die letzte Differenz und sprach
sich gegen den Widerstand der SVP ebenfalls für eine Verkürzung der Ausschaffungshaft
aus. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2010
ANDREA MOSIMANN

La motion du groupe libéral-radical « Pour des expulsions par le train! » a été traitée
par le Conseil national lors de la session extraordinaire Schengen/Dublin. La motion
demande que les requérants d’asile dits « cas Dublin » soient renvoyés vers l’Italie en
train et non, comme le veut la pratique actuelle, en avion. Au parlement, suite à une
erreur de la présidente, la motion a été votée deux fois. Au final, elle a été acceptée par
108 voix contre 75 et 5 abstentions. 12

MOTION
DATUM: 17.04.2013
EMILIA PASQUIER

Au vu de la tragédie qui frappe les réfugiés en Méditerrannée, le groupe des Verts, par
le biais de son porte-parole le conseiller national Balthasar Glättli (pes, ZU), a déposé
une motion réclamant une aide massive et urgente dans les pays de départ des migrants
ainsi que la création d'ouvertures dans la "forteresse Europe". L'objet a été débattu au
Conseil national lors de la session extraordinaire "Vague de réfugiés en Europe et
contrôles aux frontières" du 10 décembre 2015. La motion comporte les revendications
suivantes: la restauration de la possibilité (supprimée en 2012) de déposer une
demande d'asile dans les ambassades, la mise en œuvre de la promesse d'accueil de
3000 réfugiés syriens faite par la Suisse en 2015, ainsi que l'accueil d'un contingent
supplémentaire, l'engagement du Conseil fédéral dans une refonte du système Dublin,
qui repartirait les réfugiés entre les États Dublin en fonction de leur puissance
économique, le développement d'un mécanisme entre les États Dublin, permettant aux
réfugiés de déposer une demande d'asile sans devoir immigrer illégalement à l'aide de
passeurs, un soutien aux pays d'Europe les plus touchés par la crise migratoire, comme
la Grèce ou l'Italie et enfin, le renforcement massif et immédiat de l'aide sur place aux
réfugiés de la guerre civile en Syrie. En septembre 2015, le Conseil fédéral a
recommandé de rejeter la motion. Lors de la session, le groupe des Verts a appelé à
débattre de chacun des chiffres de sa motion individuellement. Le premier point, celui
qui demande le retour de la possibilité d'effectuer une demande d'asile dans les
ambassades, est celui qui a rencontré le plus d'oppositions. Le système en soi ne pose
pas problème, c'est plutôt le risque que la Suisse soit le seul pays d'Europe à le faire qui
a dissuadé les parlementaires de voter en sa faveur. Le refus est net: 136 voix contre 53,
avec une seule abstention. Au point 2, qui concerne la mise en oeuvre rapide de la
décision d'accueillir 3000 réfugiés syriens, le Conseil fédéral avait répondu que le
projet suivait son cours. Le Conseil national a refusé cet élément de la motion par 119
voix contre 71, avec toujours une abstention. Une claire différence entre les partis
bourgeois, qui ont tous refusé ce point et le reste de l'hémicycle s'est fait sentir lors de
la lecture des résultats nominatifs. Concernant la refonte du système Dublin, qui
répartirait les réfugiés en fonction de la puissance économiques des pays, il a été
rétorqué que le critère économique seul ne suffisait pas, et qu'il fallait prendre aussi en
compte les aspects sociétaux et politiques des différents pays. Le chiffre 3 de la motion

MOTION
DATUM: 06.05.2015
SOPHIE GUIGNARD
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du groupe des Verts a donc été refusé à 135 voix contre 55, avec cette fois 2
abstentions. Seuls les groupes des Verts et des socialistes se sont prononcés en faveur
de cette mise en œuvre. Le point 4 a connu un score un peu plus serré, avec un refus
de 100 voix contre 90 et 2 abstentions. Ce point demandant à la Suisse de s'investir
dans le débat sur le système Dublin afin de mettre sur pied un mécanisme qui permette
aux réfugiés de ne pas devoir s'en remettre à la migration illégale et dangereuse pour
déposer leur demande d'asile a peu été évoqué durant le débat, sans doute pour sa
proximité de contenu avec le point 2. Pour ce vote, le groupe PDC s'est défait du bloc
bourgeois et a apporté son soutien à l'objet, au contraire des verts libéraux. Les deux
derniers chiffres, le 5 et le 6 ont été acceptés avec respectivement 123 voix contre 68, 1
abstention et 122 voix contre 69 et aucune abstention. L'entier du groupe UDC a refusé
ces deux objets, ainsi que quelques votants du groupe libéral-radical. Ces deux points
réclamaient un soutien, financier ou logistique pour les pays de l'espace Dublin les plus
touchés par l'arrivée de migrants, comme la Grèce et l'Italie, mais également sur place
en Syrie. Le Conseil fédéral a souligné qu'un tel soutien était déjà réalisé, avec par
exemple en mars 2015 un investissement supplémentaire de 50 millions pris sur le
budget de l'aide humanitaire suisse, qui vient s'ajouter aux 128 millions déjà engagés
depuis le début du conflit en 2011. 13

En mars 2015, le député Gerhard Pfister (pdc, ZG) déposait un postulat réclamant du
Conseil fédéral la rédaction d'un rapport sur la possibilité d'une nouvelle conception
de Schengen/Dublin. Le système atteint pour la Suisse ses limites, estime le conseiller
national. Il demande alors que dans le rapport soient avant tout traitées les possibilités
d'un recensement de tous les requérants d'asile à proximité des zones de conflit ainsi
que leur répartition entre les pays européens, en fonction de la taille de la population
de ceux-ci. Suivant l'avis du Conseil fédéral, la chambre du peuple a accepté le
postulat. 14

POSTULAT
DATUM: 19.06.2015
SOPHIE GUIGNARD

Selon le sénateur Peter Föhn (udc, SZ), le système suisse d'asile va à vau-l'eau. Il en
prend pour preuve l'augmentation de 60% des demandes d'asile entre avril et mai 2015,
qu'il impute à la politique de la cheffe du département de justice et police, Simonetta
Sommaruga. 
Föhn exige du Conseil fédéral un moratoire immédiat dans le droit de l'asile. Il devrait
durer une année au moins et empêcherait qui que ce soit d'être admis dans la
procédure d'asile. Plus personne ne serait reconnu comme réfugié ou admis en Suisse
en tant que réfugié contingenté et l'octroi de visa humanitaire serait suspendu, tout
comme le regroupement familial pour les réfugiés au bénéfice de l'aide sociale. Ce
moratoire implique un contrôle accru aux frontières, que le sénateur estime
nécessaire, le système Dublin/Schengen n'étant selon l'agrarien pas à la hauteur. Dans
sa réponse à la motion, le Conseil fédéral souligne que le projet de l'UDC zurichois
contrevient largement à la Convention relative au statut de réfugié. Il rappelle
également que la loi suisse sur l'asile poursuit deux buts principaux: accorder une
protection en Suisse aux personnes qui en ont besoin et faire en sorte que les
personnes qui n'en ont pas besoin quittent la Suisse le plus rapidement possible. Le
projet de restructuration du domaine de l'asile, qui est débattu au parlement au
moment du dépôt de la motion Föhn veille à la réalisation du deuxième objectif et rend
donc la motion superflue. Cette dernière a été retirée le 10 septembre 2015 par son
auteur. 15

MOTION
DATUM: 03.09.2015
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la session extraordinaire du Conseil national consacrée à l'asile, le groupe
socialiste, représenté par la députée Prisca Birrer-Heimo (ps, LU), a déposé un postulat
chargeant le Conseil fédéral de rédiger un rapport présentant les avantages
économiques de Schengen, particulièrement aux niveaux du tourisme et de la
simplification des procédures administratives. Le groupe socialiste réagit par ce
postulat au débat au sujet du bien-fondé des accords de Schengen pour la Suisse, qui
avait été relancé par le retour des contrôles aux frontières à la mi-septembre 2015.
L'objet n'a rencontré que très peu d'oppositions, il a même été qualifié d'"inoffensif"
par le président du groupe des Verts, Balthasar Glättli (pes, ZU). Le postulat a été dès
lors accepté par 126 voix contre 66, ces dernières provenant du groupe UDC, dont
l'ensemble des membres s'est opposé à la rédaction du rapport. 16

POSTULAT
DATUM: 09.12.2015
SOPHIE GUIGNARD
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Les quatre premiers points de la motion du groupe vert en réponse à la tragédie qui
frappe les réfugiés en Méditerranée ayant été rejetés par le Conseil national, il a été
question pour le Conseil des Etats de débattre des deux points restants lors de la
session d'été 2016. Ces deux points demandaient une aide de la part de la
Confédération pour les requérants d'asile en dehors des frontières suisses, à savoir
dans les pays côtiers de l'Europe les plus touchés par les arrivées en Méditerranée
(point 5) et dans les pays de provenance (point 6). Des voix du camp rose-vert ont
exprimé leur regret face au sort des quatre premiers points et ont défendu les points
cinq et six. Il a été plusieurs fois répété que la Suisse fournissait déjà une aide
humanitaire dans le sens demandé par la motion. La question était désormais de savoir
quel signal envoyait l'acceptation ou le rejet de ces deux points. Pour la majorité de la
Commission souhaitant leur rejet, un vote en faveur de la motion serait signe d'un
désaveu de la politique du Conseil fédéral par le parlement, qui voudrait alors que plus
d'aide soit accordée aux différents pays touchés. Pour la minorité, au contraire, une
acceptation signifierait un encouragement de la part des chambres fédérales à
continuer la politique humanitaire de la Confédération. La conseillère fédérale
Sommaruga a conclu le débat par son allocution, en repeignant le tableau de l'aide
fédérale déjà allouée aux pays outre-Méditerranée, ainsi que son rôle dans le cadre des
accords Dublin régissant l'accueil des réfugiés en Europe. Elle a également souligné que
la contrepartie nécessaire de la Suisse à ces accords est la coopération des autres pays,
notamment en ce qui concerne l'enregistrement des requérants au moment de
l'arrivée. Enfin, les deux dernières demandes de la motion étant actuellement déjà
remplies par la Confédération, il ne fait selon la ministre de l'asile peu de différence si
l'objet est accepté ou non. Lors du vote, le point 5 (aide aux pays côtiers européens) a
été accepté à 25 voix contre 17 et le point 6 (aide sur place aux réfugiés) refusé par 16
voix contre 26, les deux sans abstentions. 17

MOTION
DATUM: 06.06.2016
SOPHIE GUIGNARD

En juin 2016, le Conseil national a refusé d'entrer en matière sur une initiative
parlementaire du conseiller Lukas Reimann (udc, SG), visant à réintroduire et intensifier
le contrôle aux frontières. Suite à la réintroduction du contrôle aux frontières par
l'Allemagne durant le sommet du G-7, de nombreuses infractions pénales et à la loi sur
le séjour ont été constatées par les autorités allemandes. Partant de ce constat, le
député agrarien estime que l'abandon de contrôle aux frontières voulu par le règlement
Schengen est une menace pour la sécurité nationale suisse. Il demande dès lors un
retour à un contrôle autonome et systématique des frontières helvètes. La Commission
de la politique de sécurité du Conseil national (CPS-CN) a préconisé une non entrée en
matière à 16 voix contre 9. La minorité en faveur était composée uniquement de
membres du camp agrarien. Le même rapport de forces s'est retrouvé lors du débat en
chambre, avec un soutien supplémentaire pour l'initiative de la part de trois députés
PLR. Au sein de la Commission, les opposants à l'initiative y voyaient une dénonciation
problématique de la part de la Suisse de l'accord Schengen, ainsi qu'une impossibilité
de facto de garantir une sécurité totale aux frontières, même avec un retour aux
contrôles systématiques. De plus, la notion de systématicité introduite par Lukas
Reimann n'était pas assez claire, ont souligné les opposants, arguant que l'efficacité
suite à l'augmentation des effectifs du corps des gardes-frontière en 2003 était plus
grande qu'avant la mise en œuvre du système Schengen. Cette notion de systématique
des contrôles a eu la part belle du débat en chambre basse. Le député Walter Müller
(plr, SG), qui a réitéré l'impossibilité matérielle d'un contrôle systématique aux
frontières a fait référence à une motion du groupe libéral-radical (Mo.15.3901) visant
également à accroitre la productivité et l'efficacité des douanes et des gardes-
frontière, qui elle ne remet pas en cause le système Schengen. Peut-être est-ce cet
argument qui a fait mouche et a ainsi conduit au refus d'entrer en matière par 110 voix
contre 70 avec 4 abstentions. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2016
SOPHIE GUIGNARD

En juin 2017, le Conseil national a refusé d'entrer en matière sur une initiative
parlementaire UDC souhaitant inscrire dans la Constitution une véritable politique
d'asile. Par le truchement du député Brand (udc,GR), le parti agrarien a exposé ses
revendications. Elles sont pour la plupart similaires à des objets étant d'ores et déjà
traités au parlement. Il y a notamment le refus de donner l'asile à des personnes ayant
transité par un pays sûr, l'octroi d'une admission provisoire sans séjour durable en cas
de crise humanitaire, et l'arrêt des prestations d'aide d'urgence à la fin de la procédure
d'asile. De plus, le groupe UDC souhaite que l'instance de recours en matière de
demande d'asile soit interne à l'administration. La Commission des institutions
politiques du Conseil national (CIP-CN) a recommandé par 16 voix contre 9 de ne pas

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.06.2017
SOPHIE GUIGNARD
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donner suite à l'initiative. Deux arguments principaux ont été avancés: la récente
refonte du droit d'asile permet déjà d'atteindre certains des buts visés par l'initiative,
tout comme une application stricte des accords de Dublin existants. De plus, le refus de
l'aide d'urgence ainsi que la non indépendance d'une instance de recours par rapport à
l'administration sont contraires aux principes d'un Etat de droit. A 121 voix contre 62,
les représentants de la chambre du peuple ont refusé l'entrée en matière sur
l'initiative. Les 62 voix pour proviennent uniquement du groupe UDC. 19

En mars 2015, le Conseiller national Pfister (pdc, ZG) avait déposé un postulat
demandant au Conseil fédéral d'envisager une réforme du système Schengen/Dublin. Il
était alerté par le nombre important de personnes arrivant en Europe pour demander
l'asile. Il souhaitait connaître les modalité d'un éventuel recensement européen des
demandeurs et demandeuses d'asile, leur acheminement vers l'Europe et leur
répartition proportionnelle entre les Etats membres de Schengen/Dublin en fonction
de la taille de chaque État. En juin 2017, le Conseil fédéral a répondu par la publication
d'un rapport. 
En substance, il y figure que les demandes du PDC ne pourraient être réalisées que par
l'établissement de centres d'asile hors de l'espace Dublin. Or, les bases légales, le
financement d'un tel projet, le statut juridique des personnes requérantes et la volonté
des autres États européens de construire ces centres sont des facteurs dont
l'incertitude laisse à penser la difficulté de l'application d'un tel système. De plus, le
Conseil fédéral craint que les principaux problèmes actuels subsisteraient: des
personnes déboutées tentant tout de même de rentrer en Europe, les réseaux de
passeurs, les routes migratoires dangereuses et l'effet incitatif, qu'il juge considérable,
d'une telle organisation. Cependant, l'exécutif estime les pistes de Gerhard Pfister
intéressantes et relève que des discussions vont dans ce sens autant entre la Suisse et
l'Union européenne qu'au sein de celle-ci. Le rapport se conclut sur le fait que le
Conseil fédéral juge essentiel que les règles Dublin en vigueur soient respectées. Il
souligne que la Suisse a été le pays qui a réalisé le plus grand nombre de transferts
Dublin, et que les efforts de l'Italie méritent d'être signalés, puisqu'elle enregistre
aujourd'hui presque l'intégralité des demandes d'asile sur son territoire. 20

BERICHT
DATUM: 06.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

En février 2018 est paru le rapport du Conseil fédéral «avantages économiques de
Schengen», en réponse à un postulat du groupe socialiste. L'administration a mandaté
une société privée pour analyser les effets économiques et financiers de l'adhésion par
la Suisse à la coopération Schengen/Dublin. Se fondant sur le scénario d'une Suisse
sans Schengen ni Dublin, le rapport attire l'attention sur les risques pour la sécurité
intérieure, le temps d'attente et les embouteillages à la frontière, tout comme la perte
d'attractivité de la Suisse comme place économique et scientifique, comme lieu
d'accueil de grandes organisations internationales ainsi que comme destination
touristique que l'abandon de la coopération avec l'Union européenne sur
Schengen/Dublin pourraient impliquer. Le rapport ajoute en outre que les avantages
économiques de l'espace Schengen sont nombreux: son abandon représenterait des
pertes de revenu annuelle allant jusqu'à 10 milliards de francs (ce qui équivaut à une
baisse du PIB de 3.7%). Dans le domaine de l'asile, la participation de la Suisse au
système Dublin permet de substantielles économies: environ 270 millions de francs par
an. En outre, une sortie helvétique de Dublin engendrerait une importante hausse des
demandes d'asile, qui aurait pour conséquence une facture de l'asile plus lourde 1.1
milliards de francs par an. Enfin, si les instruments Schengen dans le cadre de la
coopération policière n'étaient plus à disposition de la Suisse, celle-ci devrait compter
avec un budget de 1.5 milliards de francs supplémentaires, induits notamment par la
nécessité de réintroduire des contrôles systématiques aux frontières suisses. 21

POSTULAT
DATUM: 21.02.2018
SOPHIE GUIGNARD

Une motion de la Commission des institutions politiques du Conseil national (CIP-CN),
déposée en avril 2020, demande au Conseil fédéral de s'engager au niveau européen en
regard à la situation dans les camps de personnes réfugiées des îles de la mer Egée. Il
devrait en outre aussi intervenir pour une réforme des Accords de Dublin, afin de
favoriser une répartition plus juste et plus équilibrée des hommes et femmes en fuite.
La Méditerranée est depuis longtemps un lieu de passage obligé pour les personnes qui
ont pris la route de l'exil en provenance du continent africain, et la situation s'est
empirée depuis l'ouverture de la frontière gréco-turque. Selon la motion, des milliers
de personnes vivent dans des camps, dans des conditions de vie très précaires. Le
Conseil fédéral s'est prononcé en faveur de la motion, soulignant son projet

MOTION
DATUM: 16.06.2020
SOPHIE GUIGNARD
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d'accueillir, dès que les conditions sanitaires le permettront, 22 requérant-e-s d'asile
mineurs non accompagnés (RMNA). Le texte a été combattu par une minorité UDC, qui
estime que la Suisse a déjà fait sa part en ce qui concerne les Accords de Dublin et
qu'un accueil plus large serait un processus sans fin, qui donnerait à encore plus de
personnes l'espoir d'être relocalisées en Suisse. Leur rhétorique, qui mobilisait la figure
du «vrai réfugié», n'a pas convaincu, puisque l'UDC a été la seule à s'opposer au projet,
par 54 voix contre 139. 22

Die im April von der SPK-NR eingereichte Motion «Aufnahme von Flüchtlingen aus
Griechenland sowie Reform des Dublin-Abkommens» forderte vom Bundesrat mehr
Engagement auf europäischer Ebene, um die Situation der sich auf den ägäischen Inseln
befindenden Flüchtlinge zu verbessern. Damit verbunden solle der Bundesrat eine
Reform des Dublin-Abkommens einfordern, um eine gerechtere Verteilung und eine
menschenwürdige Behandlung der Flüchtlinge zu bewirken. Begründet wurde die
Motion damit, dass seit der Öffnung der türkisch-griechischen Grenze im Frühjahr die
Lage prekär geworden sei und sich bis zu 80'000 Flüchtlinge auf dem Weg nach
Griechenland befänden. Die Situation, welche ohnehin eine grosse Herausforderung für
den griechischen Staat darstelle, habe sich nun durch den Ausbruch der Coronavirus-
Pandemie zusätzlich zugespitzt.
Der Bundesrat empfahl im Mai in seiner Stellungnahme die Motion zur Annahme. Auch
er verfolge die Entwicklungen in Griechenland und der Türkei mit Besorgnis und habe
bereits auf bilateralem Weg Verbesserungen zu erwirken versucht. Auch auf
europäischer Ebene gelte es – entsprechend der Forderung der Motion –, sich für eine
Verbesserung der Lage einzusetzen.
Trotz des Einwandes einer Kommissionsminderheit, das Parlament betreibe mit der
Motion lediglich Symbolpolitik, wurde das Anliegen im Nationalrat am 19. Juni 2020 mit
139 zu 54 Stimmen angenommen. Alle 54 Nein-Stimmen stammten von der
geschlossenen SVP-Fraktion. 
Eine Woche nach der nationalrätlichen Abstimmung hielt die SPK-NR in einem Bericht
ferner fest, dass mit der Annahme der Motion auch der Petition 20.2008 Rechnung
getragen worden sei und diese damit als erledigt betrachtet werden könne. 23

MOTION
DATUM: 26.06.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

En septembre 2020, le Conseil des Etats s'est prononcé sur la motion de la CIP-CN
demandant l'accueil de réfugiées et réfugiés en provenance de Grèce ainsi qu'une
réforme des accords de Dublin. A nouveau, une minorité menée par le groupe UDC
s'est opposée au texte, mais n'a pas réussi à en empêcher l'acceptation par 34 voix
contre 7. 24

MOTION
DATUM: 23.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Le député Frehner souhaite simplifier la procédure d'asile. Par le truchement d'une
initiative parlementaire, il propose d'implémenter des entraves procédurales pour
quiconque entre en Suisse depuis un pays voisin. Ainsi, les demandes d'asile ne
pourraient être déposées qu'aux poste-frontières ou aux postes de contrôle des
aéroports suisses. En cas d'entrée illégale sur le territoire, les personnes seraient
exclues de la procédure d'asile. Enfin, si un-e requérant-e d'asile n'a pas déposé sa
demande d'asile à un poste frontière, il ou elle pourrait être renvoyé-e sans décision
formelle. Ces mesures devraient permettre, selon le député Frehner, de réduire les
dépenses liées à l'asile, de diminuer les risques de faire entrer des terroristes sur le
territoire et de compenser l'échec du système de Schengen et Dublin. Ce n'était pas
l'avis de la majorité du Conseil national, qui a refusé d'entrer en matière sur l'initiative
par 135 voix contre 51. L'UDC a été seule à plébisciter le projet. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

Im Rahmen der Beratung des bundesrätlichen Berichts über Motionen und Postulate
der eidgenössischen Räte im Jahr 2020 schrieb das Parlament in der Sommersession
2021 eine punktuell angenommene Motion der grünen Fraktion ab, die «rasch und
massiv konkret [in Italien und Griechenland] helfen und Türen in der Festung Europa
schaffen» wollte. Die finanzielle oder logistische Unterstützung der beiden EU-
Aussengrenzenstaaten Italien und Griechenland war denn auch der Punkt der Motion,
dem beide Parlamentskammern während ihrer Beratungen zugestimmt hatten – nicht
angenommen worden waren hingegen die anderen Forderungen der Motion, etwa
diejenige, dass sich die Schweiz bei der EU für eine Reformation des Dublin-Systems
einsetze, um gerechtere Verteilschlüssel für Asylsuchende zu erwirken. Ein paar Jahre

MOTION
DATUM: 10.06.2021
MARLÈNE GERBER
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später hatte das Parlament indes seine Haltung geändert: Im Rahmen der Beratung
einer Motion der SPK-NR (Mo. 20.3143) drückte die Legislative durch Annahme des
Vorstosses ihren Willen aus, dass sich der Bundesrat auf europäischer Ebene für die
Reform des Dublin-Abkommens einsetzen solle. Bereits in seinen Antworten zu den
beiden erwähnten Motionen hatte sich der Bundesrat dazu bereit erklärt, auf
europäischer Ebene für eine gerechtere Verteilung von Asylsuchenden einzustehen.
In seinem Bericht legte der Bundesrat dar, wie er im Jahr 2020 Hilfsmaterialien und ein
Soforteinsatzteam nach Lesbos gesandt und sich für die Aufnahme- und Unterbringung
von UMA eingesetzt habe. Ebenfalls sei vorgesehen, mit finanziellen Mitteln aus der
zweiten Kohäsionsmilliarde Projekte zur Unterstützung derjenigen EU-Mitgliedstaaten
zu finanzieren, die besonders von Migrationsbewegungen betroffen seien, so der
Bundesrat weiter. Nicht zuletzt bekräftigte auch er das Bestreben, sich auf EU-Ebene
für eine «langfristige Dublin-Reform und eine faire Verteilung von Asylsuchenden
ein[zusetzen]». 26

Ende Januar 2022 präsentierte der Bundesrat seinen Bericht in Erfüllung eines
Postulats der SPK-NR aus dem Jahr 2017 über die Situation syrischer Flüchtlinge und
deren Aufnahme durch die Länder Europas. Der vom SEM in Zusammenarbeit mit dem
EDA erstellte Bericht bezeichnete den bereits seit dem März 2011 andauernden Konflikt
in Syrien, der gemäss Angaben der UNO bereits mehr als 350'000 Menschenleben
gefordert hatte, als «die schwerste humanitäre Krise weltweit». Insgesamt seien mit
13.4 Mio. Syrerinnen und Syrern mehr als die Hälfte der Gesamtbevölkerung Syriens, die
vor Beginn des Konflikts 22 Mio. zählte, auf humanitäre Hilfe angewiesen. Während der
Krise seien 5.6 Mio. Personen syrischer Staatsbürgerschaft aus dem Land geflohen;
weitere gut 6 Mio. gelten als intern Vertriebene. Der grösste Teil der ins Ausland
migrierten Personen seien in die Nachbarstaaten Jordanien, Libanon und in die Türkei
geflüchtet. In den Jahren 2015 und 2016 verzeichneten auch europäische Länder
zunehmende Migrationsbewegungen aus Syrien, bis die EU mit der Türkei eine
Vereinbarung zur Eindämmung irregulärer Migration unterzeichnet hatte. Finanziell
beteiligte sich die Schweiz seit 2011 mit etwas über einer halben Milliarde Schweizer
Franken an der humanitären Hilfe für die betroffene Bevölkerung vor Ort und
unterstützte die Nachbarstaaten Syriens in der Steuerung und Gouvernanz der
Migrationsströme. Nicht zuletzt setze sich die Schweiz auch für die Friedensförderung
und die Einhaltung des humanitären Völkerrechts und der Menschenrechte in Syrien
ein, so der Bericht. Mittlerweile leben etwas über 24'000 Personen mit syrischer
Staatsbürgerschaft in der Schweiz, was eine Verzehnfachung der Zahlen gegenüber der
Situation vor Ausbruch des Konflikts entspricht. Etwas über 4'400 Syrerinnen und Syrer
sind dabei im Rahmen des UNHCR-Resettlement-Programms eingereist. In seinem
Bericht erwähnte der Bundesrat zudem, dass in der EU seit 2015 verstärkt
Bestrebungen zu einer Vereinheitlichung der Asylsysteme sowie zu einer gerechteren
Verteilung der Asylsuchenden auf die europäischen Staaten unternommen würden,
bislang jedoch ohne konkretes Ergebnis. Die Schweiz unterstütze jedoch
Reformbestrebungen des Dublin-Systems, die zu einer gerechteren Verteilung der
Asylsuchenden führen würden, so der Bundesrat weiter. 27

BERICHT
DATUM: 26.01.2022
MARLÈNE GERBER

Im Februar 2022 gab die SPK-SR einer Standesinitiative des Kantons Basel-Stadt Folge,
die forderte, dem mit schutzsuchenden Personen überlasteten Griechenland unter die
Arme zu greifen und auf den griechischen Inseln gestrandete Personen aufzunehmen,
damit ihnen in der Schweiz ein ordentliches Asylverfahren gewährt werden kann. Dazu
verlangte die Standesinitiative, die Kapazitäten der Bundesasylzentren und der
kantonalen Asylzentren vollständig auszulasten. Ferner soll der Bundesrat andere
europäische Staaten auffordern, dem Beispiel der Schweiz zu folgen. Bis zum
gegebenen Zeitpunkt hatten sich die Länder der EU nicht auf einen gemeinsamen
Verteilschlüssel einigen können; die EU hatte lediglich die Aufstockung des Frontex-
Personals an der EU-Aussengrenze beschlossen. Zur Begründung seines Anliegens fand
der Kanton Basel-Stadt für die aktuelle Situation unter anderem folgende deutliche
Worte: «Das System Dublin ist nicht funktionsfähig, der griechische Staat nicht fähig,
die Asylgesuche in sinnvoller Zeit zu bewältigen. Die Situation ist eine absolute
humanitäre Katastrophe und der Geschichte des europäischen Kontinents nicht
würdig.» Der Entscheid zugunsten der Standesinitiative fiel in der Kommission mit 3 zu
3 Stimmen und Stichentscheid des Kommissionspräsidenten Mathias Zopfi (gp, GL)
denkbar knapp aus. Basel-Stadt hatte sich zuvor bereits bei «evakuierenJETZT» und der
Allianz «Städte und Gemeinden für die Aufnahme von zusätzlichen Flüchtlingen»
engagiert und sich zur Aufnahme weiterer Geflüchteter bereit erklärt. Die Kommission

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.02.2022
MARLÈNE GERBER
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vertrat denn auch die Ansicht, dass den Forderungen der Städte mehr Gewicht
beigemessen werden soll, da sich diese oftmals willig zeigten, zusätzliche Flüchtlinge
aufzunehmen. 28

Im Februar 2022 beantragte die SPK-NR mit 17 zu 7 Stimmen, einer parlamentarischen
Initiative von Jean-Luc Addor (svp, VS) keine Folge zu geben. Addor wollte mit der
Initiative den Flüchtlingsbegriff dahingehend ändern, dass nur noch Personen als
Flüchtlinge anerkannt werden, die bei der Anreise keinen sicheren Staat passiert
haben. Er vertrat die Ansicht, dass Asylsuchende im anderen Fall die Chance gehabt
hätten, in einem sicheren Staat einen Antrag auf Asyl zu stellen, sich aber aus
wirtschaftlichen Gründen für die Weiterreise entschieden hätten. Für einen
Binnenstaat wie die Schweiz würde eine entsprechende Regelung demzufolge wohl nur
noch Personen als Flüchtlinge anerkennen, welche die Schweiz im Flugzeug aus einem
unsicheren Staat erreichten. In ihrer Begründung gab die Kommissionsmehrheit an,
dass sie durch eine solche Regelung die humanitäre Tradition der Schweiz sowie die
Vereinbarkeit mit völkerrechtlichen Bestimmungen und Schengen/Dublin in Gefahr
sehe. 29

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.02.2022
MARLÈNE GERBER

Anders als die SPK-SR wollte die SPK-NR einer Standesinitiative des Kantons Basel-
Stadt, die verlangte, dass die Schweiz zusätzliche, in Griechenland gestrandete,
besonders schutzbedürftige Personen aufnehme, mit 14 zu 8 Stimmen keine Folge
geben. Sie argumentierte dabei gleich wie bei der zeitgleich gefassten ablehnenden
Entscheidung zu einer parlamentarischen Initiative der Grünen Fraktion (Pa.Iv. 21.519):
Für eine solche Lösung müssten Kantone und Gemeinden einbezogen werden, was
«äusserst komplex wäre und im Widerspruch zum aktuellen System stünde». 30

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.04.2022
MARLÈNE GERBER

Nachdem sich die SPK-NR entgegen ihrer Schwesterkommission entschieden hatte, der
Standesinitiative des Kantons Basel-Stadt, welche forderte, zusätzliche, in
Griechenland gestrandete, besonders schutzbedürftige Personen aufzunehmen, keine
Folge zu geben, kam das Anliegen in der Sommersession 2022 in die grosse Kammer.
Marianne Binder-Keller (mitte, AG) argumentierte für die Kommissionsmehrheit, dass
die Situation in Griechenland nicht mehr «dermassen tragisch» sei wie im Herbst 2020,
weshalb sich die Mehrheit der Kommission dafür ausgesprochen habe, der
Standesinitiative keine Folge zu geben. Ausserdem tue die Schweiz bereits viel – etwa in
Form von Hilfsgütern oder mit der Aufnahme von unbegleiteten minderjährigen
Asylsuchenden. Als Sprecherin der Kommissionsminderheit setzte sich Tamara
Funiciello (sp, BE) für Folgegeben ein und forderte den Nationalrat auf, «endlich das
Richtige» zu tun und mehr humanitäre Verantwortung zu übernehmen. Der Krieg in der
Ukraine habe gezeigt, dass die Schweiz durchaus in der Lage sei, schutzbedürftigen
Menschen die nötige Sicherheit und Aussicht auf Arbeit zu geben. Die Frage sei nun,
wieso dies für Menschen, welche an den europäischen Aussengrenzen unter prekären
Umständen ausharren müssen, nicht auch möglich sein soll. Funiciello vermochte
jedoch den Nationalrat nicht für das Anliegen zu gewinnen, welcher mit 98 zu 59
Stimmen entschied, der Standesinitiative keine Folge zu geben. Lediglich die
Fraktionen der SP und der Grünen stimmten geschlossen für das Anliegen, zusätzliche
Unterstützung erfuhr die Standesinitiative darüber hinaus lediglich von den beiden
EVP-Nationalrätinnen. 31

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.06.2022
SARAH KUHN

In der Sommersession 2022 debattierte der Nationalrat über die parlamentarische
Initiative von Jean-Luc Addor (svp, VS), welche verlangte, dass nur noch Personen als
Flüchtlinge anerkannt werden, die bei der Anreise keinen sicheren Staat passiert
haben. Addor erläuterte, dass er eine Lücke im Gesetz sehe: Wenn das Dublin-
Abkommen konsequent umgesetzt würde, könnten in der Schweiz nur Personen ein
Asylgesuch stellen, welche per Luftweg angekommen sind. Delphine Klopfenstein
Broggini (gp, GE) argumentierte für die Kommissionsmehrheit, dass es nie angebracht
sei, das Völkerrecht in Frage zu stellen, wie es dieser Vorstoss tue. Für die
Kommissionsmehrheit sei klar, dass das Recht, einen Asylantrag zu stellen, sowie das
Recht auf Prüfung jedes Asylantrages unbedingt garantiert werden müssten.
Entsprechend der Kommissionsmehrheit – bestehend aus 17 befürwortenden zu 7
ablehnenden Stimmen – entschied der Nationalrat mit 136 zu 51 Stimmen (bei 3
Enthaltungen), der parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben, wobei die 51

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2022
SARAH KUHN
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Stimmen für die Vorlage allesamt von Mitgliedern der SVP-Fraktion stammten. 32

Die SPK-SR folgte im Juni 2022 dem Nationalrat und entschied mit 8 zu 3 Stimmen, der
Standesinitiative des Kantons Basel-Stadt, welche forderte, zusätzliche, in
Griechenland gestrandete, besonders schutzbedürftige Personen aufzunehmen,
keine Folge zu geben. In einer Medienmitteilung erklärte die Kommission, dass das
Anliegen zwar berechtigt sei, der vorgeschlagene Ansatz in den Augen der
Kommissionsmehrheit jedoch keine Besserung der Situation bringen würde. 33

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.06.2022
SARAH KUHN
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